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Riskanter Deal
der USA mit Iran
Gefangenenaustausch vollzogen

Die amerikanisch-iranischen
Beziehungen sind äusserst
angespannt. Dennoch gehen
die Staaten einen Tauschhandel
von insgesamt zehn Personen ein.

CHRISTIAN WEISFLOG, WASHINGTON

Der Gefangenenaustausch zwischen
Washington und Teheran hatte sich be-
reits seit Wochen abgezeichnet. Doch am
Montag war es endlich so weit. «Die fünf
befreiten Amerikaner haben in Teheran
abgehoben und sind auf dem Weg nach
Doha», bestätigte ein hoher Regierungs-
beamter gegenüber der «Washington
Post». Die Schweizer Botschafterin in
Iran, Nadine Olivieri Lozano, begleitete
die befreiten Gefangenen und zwei Fami-
lienmitglieder auf dem Weg in die Frei-
heit. Präsident Joe Biden und sein Aus-
senminister Antony Blinken bedankten
sich am Montag für die Hilfe der Schweiz.

Auch die katarische Regierung in
Doha spielte neben Oman und der
Schweiz bei dem Abkommen eine wich-
tige Vermittlerrolle. Irans amerikanische
Geiseln durften bereits im August das be-
rüchtigte Evin-Gefängnis verlassen und
wurden unter Hausarrest gestellt. Da-
nach sorgte Washington dafür, dass ein-
gefrorene Gelder aus iranischen Erdöl-
verkäufen auf südkoreanischen Konten
freigegeben und über die Schweiz nach
Katar überwiesen wurden. Dieser Trans-
fer von sechs Milliarden Dollar war eine
von zwei iranischen Bedingungen für den
Gefangenenaustausch. Die zweite Vor-
aussetzung war die Freilassung von fünf
Iranern oder die Beendigung von Straf-
verfahren gegen sie in den USA.

Drei Iraner wollen nicht heim

Die Erleichterung bei den Familien der
fünf Amerikaner dürfte immens sein. Sia-
mak Namasi, ein 51-jähriger Geschäfts-
mann, sass wegen Spionagevorwür-
fen bereits seit acht Jahren in Haft. Der
59-jährige Emad Shargi, ebenfalls ein Ge-
schäftsmann, und der 67-jährige Umwelt-
schützer Morad Tahbas waren vor fünf
Jahren in Iran festgenommen worden.
Die Namen der zwei weiteren freigelas-
senen Amerikaner wurden bisher auf
Wunsch ihrer Familien nicht veröffent-
licht. Namasi bedankte sich bei Präsi-
dent Biden dafür, dass dieser «unglaub-
lich schwierige Entscheidungen» getrof-
fen habe, um sie zu befreien: «Danke für
die Beendigung dieses Albtraums.»

Im Gegenzug für die Befreiung ihrer
eigenen Bürger beenden die USA ihrer-
seits Haftstrafen oder laufende Strafver-
fahren gegen fünf Iraner in Amerika.
Einem von ihnen wurde vorgeworfen,
Laborgeräte für das iranische Atompro-
gramm exportiert zu haben. Nur zwei
der fünf iranischen Staatsbürger wollen
allerdings in ihre Heimat zurückkehren.
Zwei möchten in Amerika bleiben und
einer in ein Drittland ausreisen.

Während das Weisse Haus den Ge-
fangenenaustausch als Erfolg feiert, üben
die Republikaner gleichzeitig heftige Kri-
tik an Präsident Joe Biden. Die Tatsache,
dass Teheran neben der Befreiung seiner
fünf Staatsbürger ohne weitere Gegen-

leistung auch Zugang zu blockierten Erd-
ölmilliarden erhält, werten sie als Zei-
chen amerikanischer Schwäche. «Dieses
Abkommen wird Schurkenstaaten wie
Iran dazu verleiten, noch mehr amerika-
nische Geiseln zu nehmen. Der Ayatollah
und seine Henker sind Terroristen, die
wahrhaftig einen Terrorstaat repräsen-
tieren», schrieb der konservative Senator
Lindsey Graham auf dem Kurznachrich-
tendienst X. «Die iranischen Führer neh-
men das Geld und rennen davon. Was in
aller Welt dachte Joe Biden, was passie-
ren würde?», kommentierte sein Senats-
kollege Tom Cotton.

Biden warnt vor Iran-Reise

Tatsächlich kommt der Tauschhandel zu
einem Zeitpunkt, da die amerikanisch-
iranischen Beziehungen äusserst ange-
spannt sind. Bidens Versuch, das von sei-
nem Amtsvorgänger Donald Trump auf-
gekündigte Atomabkommen mit Iran
neu zu verhandeln, scheiterte. Washing-
ton versuchte zudem bisher vergeblich,
die Lieferung iranischer Drohnen an
Russland zu unterbinden. Im März kam
bei einem iranischen Drohnenangriff
in Syrien ein Amerikaner ums Leben;
zwei Dutzend weitere wurden verletzt.
Die USA reagierten ihrerseits mit einem
Luftangriff auf iranische Einrichtungen
in Syrien. Im August verstärkte die ame-
rikanische Marine ihre Präsenz im Per-
sischen Golf, um Iran davor abzuschre-
cken, Frachtschiffe zu entführen.

Die Eskalation in Syrien soll ein Aus-
löser für die indirekten Gespräche über
den derzeitigen Gefangenenaustausch
gewesen sein. Bidens Sicherheitsberater
John Kirby dementierte gegenüber CNN
am Montag jedoch, dass es sich dabei
um eine vertrauensbildende Massnahme
handle, um zu deeskalieren und die Ge-
spräche über das Atomprogramm wie-
der zu beleben. Er betonte zudem, dass
Teheran keinen eigenständigen Zugriff
auf die sechs Milliarden Dollar in Katar
habe. Iran dürfe damit lediglich humani-
täre Güter wie Medikamente oder Nah-
rungsmittel einkaufen. Die USA würden
zudem die Lieferanten dafür bestimmen
und die entsprechenden Verträge aus-
handeln. Indirekt dürfte dies jedoch Iran
trotzdem helfen, eigene Gelder für an-
dere Zwecke freizusetzen, die es sonst für
Humanitäres hätte verwenden müssen.

Um in diesem heiklen Moment trotz-
dem Stärke zu zeigen, verhängte die ame-
rikanische Regierung am Montag neue
Sanktionen gegen Iran. Diese richteten
sich gezielt gegen Personen und Organi-
sationen, die an der unrechtmässigen Ver-
haftung von amerikanischen Bürgern be-
teiligt gewesen seien, erklärte Kirby. Ob
solche Sanktionen jedoch ausreichen, um
künftige Geiselnahmen zu verhindern,
scheint fraglich. Im Dezember tauschte
Washington mit Moskau den russischen
Waffenhändler Wiktor But gegen die
amerikanische Basketballerin Brittney
Griner aus. Im März verhafteten die rus-
sischen Behörden Evan Gershkovich, den
Korrespondenten des «Wall Street Jour-
nal», wegen angeblicher Spionage.

Biden warnte deshalb am Montag vor
allem iranisch-amerikanische Doppelbür-
ger eindringlich: «Reist nicht nach Iran.»

Finma-Präsidentin
wehrt sich gegen Kritik
Marlene Amstad verteidigt ihren Führungsstil

lho. · Marlene Amstad, die Präsidentin
der eidgenössischen Finanzmarktauf-
sicht (Finma), steht unter Druck. Seit
sie ihr Amt 2021 angetreten hat, ist nicht
nur die Credit Suisse untergegangen.
Vor zwei Wochen trat mit Urban An-
gehrn bereits der zweite Finma-Direktor
unter Amstads Ägide zurück. Die hohe
und dauerhafte Belastung habe sich auf
seine Gesundheit ausgewirkt, sagt An-
gehrn im Interview mit der NZZ.

Im Zug des Rücktritts wurde auch
Kritik am Führungsstil Amstads laut.
Die Finma-Präsidentin wehrt sich gegen
die Vorwürfe: «Ich bin schon sehr er-
staunt, was gelegentlich über mich ver-
breitet wird. Es steht diametral dem ent-
gegen, was mir wichtig ist und was mein
Stil ist.» Die Ökonomin betont, der Ver-
waltungsrat operiere sehr stark als Gre-
mium. Sie habe sehr intensiv und gut mit
Angehrn zusammengearbeitet.

Die Suche nach einer Nachfolgerin
oder einem Nachfolger ist eingeleitet,
doch die Ausschreibung ist noch nicht
erfolgt. «Das Stellenprofil wird nochmals
überprüft», sagt Amstad. Die Direktorin
oder der Direktor müsse nicht nur belast-
bar sein, sondern auch einen grossen Ge-
staltungswillen mitbringen. Im Interview

kündigt die Finma-Präsidentin zudem
eine deutliche Erhöhung der Anzahl Mit-
arbeiter an, welche die einzige verblie-
bene Grossbank, die UBS, beaufsichtigen.
Die Behörde setzt neu mehr als 20 Mit-
arbeiter direkt für die Überwachung die-
ser Bank ein. Indirekt seien noch einmal
mindestens 20 Personen aus Fachabtei-
lungen schwergewichtig mit der UBS be-
fasst. Im Nachgang zur staatlich orches-
trierten Übernahme der CS war Kritik
aufgekommen, die Finma habe ihre Res-
sourcen falsch eingesetzt: Die Behörde
hatte für die Beaufsichtigung der Cre-
dit Suisse und der UBS jeweils nur sechs
Angestellte abgestellt.Als sich die Krise
bei der CS zuspitzte, zog die Finma zwar
zusätzliche Spezialisten hinzu, doch die
Personaldecke schien dünn zu sein. Laut
Amstad prüft die Behörde einen weite-
ren «angemessenen» Ausbau.

Der stärkere Fokus auf die UBS soll
wohl auch verhindern, dass sich das
Trauerspiel wiederholt, das sich bei der
CS abgespielt hatte. An der exzessiven
Risikokultur der CS hatten auch die fast
ein Dutzend Enforcement-Verfahren
der Finma wenig geändert, wie die Skan-
dale und Milliardenverluste zeigten.

Wirtschaft, Seite 21

«Ich bin schon sehr erstaunt, was gelegentlich über mich verbreitet wird», sagt Marlene
Amstad. ANNICK RAMP / NZZ

Bischof
Felix Gmür gerät
unter Druck
Missbrauch in katholischer Kirche

dgy./hhs. · Nach den in der vergange-
nen Woche publik gewordenen Miss-
brauchsfällen in der katholischen Kir-
che wird nun auch Kritik an Felix
Gmür, dem Präsidenten der Schweizer
Bischofskonferenz, laut. Er soll mehrere
Missbrauchsfälle vertuscht haben. Doch
Gmür denkt nicht daran, zurückzutre-
ten. Und auch Weggefährten halten ihn
für den falschen Sündenbock.

Das Vertuschen von Missbrauchs-
fällen kann strafrechtlich kaum ver-
folgt werden. In der Schweiz haben Bür-
ger keine Pflicht, Straftaten anzuzeigen.
Diese Regel gilt auch für Bischöfe und
andere Kirchenvertreter. Richtlinien der
Bischofskonferenz von 2019 sehen aller-
dings vor, dass im Falle von Missbräuchen
in der römisch-katholischen Kirche auch
ein «weltliches Strafverfahren anvisiert»
wird. Weitere Gründe führen aber dazu,
dass Strafverfahren wohl die Ausnahme
bleiben. So sind viele Taten verjährt. Eine
Vorschrift, wonach sexueller Missbrauch
an Kindern unter zwölf Jahren unverjähr-
bar ist, gilt erst seit 2008. Der SVP-Natio-
nalrat Mike Egger forderte vor kurzem
per Motion, die Unverjährbarkeit von
Missbräuchen an Kindern bis auf das
Alter von sechzehn Jahren auszuweiten.
Doch im Mai lehnte der Nationalrat diese
Forderung ab. Nicht ausgeschlossen schei-
nen jedoch Entschädigungszahlungen.

Schweiz, Seite 11

EU bekommt
Migration nicht
in den Griff
Abkommen mit Drittstaaten
funktionieren nicht reibungslos

DSt. Brüssel · Mehrere hundert, even-
tuell Tausende Bootsflüchtlinge landen
derzeit täglich auf der winzigen Mittel-
meerinsel Lampedusa. Das Aufnahme-
lager ist weiter völlig überlastet, vor
Ort gilt der Notstand. Am Montag hat
die Regierung in Rom das Militär be-
auftragt, spezielle Ausschaffungshaft-
anstalten einzurichten. Auch soll die
maximal mögliche Ausschaffungshaft
auf 18 Monate verlängert werden. Am
Sonntag war die EU-Kommissions-Che-
fin Ursula von der Leyen nach Lampe-
dusa gereist. Sie sicherte Italiens Minis-
terpräsidentin Giorgia Meloni europäi-
sche Unterstützung zu und versprach,
das Mittelmeer über die Grenzschutz-
agentur Frontex besser überwachen
zu lassen. Von der Leyen und Meloni
waren es auch, die im Juli ein Abkom-
men mit Tunesien abgeschlossen hat-
ten. Im Gegenzug für Millionenhilfen
aus Brüssel sollte der tunesische Präsi-
dent Kais Saied stärker gegen Schlep-
per vorgehen und Boote mit Migranten
abfangen. Der Migrationsdruck nahm
seither jedoch nicht ab, sondern zu. Das
wirft kein gutes Licht auf die Strategie
der EU, ihr Migrationsproblem in Dritt-
staaten auszulagern. Auch mit anderen
Ländern gibt es ähnliche Abkommen,
die selten reibungslos funktionieren und
Europa auf Dauer erpressbar machen.

International, Seite 2
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Der Energieminister hat von
Frankreich Stromlieferungen
zugesichert bekommen. Das
nimmt Druck aus den
Verhandlungen mit der EU.
René Donzé, Andrea Kučera

Die Schweiz muss sich nicht vor
einem Black-out fürchten, weder
in diesem noch in den nächsten
Wintern. Wie Bundesrat Albert
Rösti im Interview sagt, hat er
kürzlich von der französischen
Energieministerin Agnès Pannier-
Runacher die Zusicherung erhal-
ten, dass ihr Land auch in Zu-
kunft Strom in die Schweiz liefern
wird. «Sie hatmir gesagt, dasswir
auf Frankreich zählen können»,
erklärt er. Dieselben Zusagen
seien auch von Deutschland und
Italien gegebenworden.

Diese Erklärungen sind wich-
tig, weil die EU eine Regelung er-
lassen will, wonach die Mitglied-
staaten ab 2025 70 Prozent ihrer
Stromkapazitäten für den Bin-
nenmarkt frei haltenmüssen. Hat
die Schweiz bis dann keine Eini-
gung mit der EU erzielt, könnte

Rösti:UnserStromistauch
ohneBrüssel sicher

sie aussen vor bleiben, so die ver-
breiteteMeinung.

Doch Rösti ist zuversichtlich,
dass dies nicht der Fall sein wird.
«Die umliegenden Länder sagen,
es sei alternativlos, dass die
Schweiz auch dazugehöre – rein
schon wegen der Stromflüsse.»
Als Wasserschloss und Strom-
speicher spielt die Schweiz eine
wichtige Rolle im europäischen
Netz. «Die EU könnte schon sa-
gen,wir schliessen euch aus, aber
ich glaube nicht, dass das die Län-
der vollziehenwürden.»

Diese Sätze aus dem Munde
des Energieministers kommen
ausgerechnet in derWoche, in der
der Bundesrat beschlossen hat,
ein Mandat für die Verhandlun-
genmit der EU zu erarbeiten. Die
Verabschiedung soll im Dezem-
ber erfolgen. Der Bundesrat will
damit die blockierte Situation
lösen, die bestehenden Abkom-
men erneuern und drei neue
abschliessen: zu Gesundheit,
LebensmittelsicherheitundStrom.
Indem der SVP-Bundesrat nun
Unterstützung im Stromdossier
aus dem benachbarten Ausland

holt, nimmt er Druck aus denVer-
handlungen. Dennoch sagt er:
«Natürlich solltenwir versuchen,
ein Stromabkommenmit der EU
zu erhalten.»

Im Interview erklärt Rösti auch
seinen Entscheid, dass der Wolf
in der Schweiz präventiv gejagt
werden dürfe, bevor er Nutztiere
gerissen habe. «Der Druck ist
gross, im Bündnerland streichen
dieWölfe schonnahe denDörfern
umher», sagt er. «Wenn der Wolf
am Schluss einen Menschen ge-
fährdet, dann bin ich, der Um-
weltminister, schuld.» Es sei für
die Gesellschaft wichtig, dass
man das Problem löse.

Diese Woche hat Rösti als
Medienminister eine Reduktion
der SRG-Gebühren auf 300 Fran-
ken angekündigt. Damit will er
der SRG-Initiative den Wind aus
den Segeln nehmen. Er erwarte,
dass die SRG ihre Programme
überprüfe, sagt Rösti und erklärt,
warum er sich Sorgen macht
wegen Desinformation und
künstlicher Intelligenz.

Weil immer mehr Geflüchtete
kommen, gibt es Engpässe bei
den provisorischen Bauten.
Gemeinden sind am Limit.
Mirko Plüss

Die steigendenFlüchtlingszahlen
stellen die Gemeinden vor grosse
Herausforderungen. Diese brin-
gen die Geflüchteten zunehmend
in Containern unter. Dazu wur-
den landesweit innert Jahresfrist
2500 bis 3000 Wohncontainer
verbaut, doppelt so viele wie
2022. «ImVerkauf und in der Ver-
mietung vonWohncontainern für
Asylbewerber verzeichnen wir
seit letztem Jahr einemassive Zu-
nahme», sagt Olivier Annaheim,
CEOderMarktführerin Condecta.

Das führt zu Problemen bei
den Schulen, die ebenfalls auf
Container angewiesen sind.
«Wenn wir in den Asylbereich
verkaufen, dann nehmen wir bei
den Schulen Kapazitäten weg»,
sagt Annaheim. Dies nicht nur
wegen des Materials. «Für einen
mehrwöchigen Aufbau einer
Asylcontainer-Siedlung braucht

es zahlreiche Arbeiter, die fehlen
dann an einem anderen Ort.»

Gemeindevertreter bestätigen
den Zielkonflikt. «Container-
lösungen können durchaus in
Konkurrenz zu anderen temporä-
ren Bauprojekten beispielsweise
der Volksschule stehen», sagt Jörg
Kündig, Präsident des Verbandes
der Zürcher Gemeindepräsidien.
Dass der Einsatz von Asylcontai-
nern stark zunimmt, überrascht
ihn nicht. «Die Gemeinden haben
sich mit dem Anmieten von pri-
vatem Wohnraum und der Nut-
zung eigener Liegenschaften be-
reits zur Decke gestreckt, da liegt
jetzt nichtsmehr drin.»

Kündig fordertmehrHilfe vom
Bund. «Der Asyldruck auf die
Gemeinden ist momentan sehr
hoch. Sie haben die Belastungs-
grenze erreicht.» Er regt gemein-
same Beschaffungsprojekte von
Gemeinden und Kantonen für
Container und andere Wohn-
formen an. «Auch bei der Stand-
ortwahl wäre eine Zusammen-
arbeit wünschenswert.»

Wohncontainer werden
fürFlüchtlingegebraucht–
Schulen müssen warten

Seite 13Seite 10

Der Dauerstau in den Städten
bringt private Paketboten und
Onlinehändler in Bedrängnis:
Städte überlegen sich zuneh-
mend Massnahmen, um den
Paketverkehr einzudämmen.Nun
wehren sich dieUnternehmen. In
einem Positionspapier schreibt
der Dachverband Economie-
suisse, der Güterverkehr in den
Städten gerate «überproportional
ins Visier von Politik und Verwal-
tung». Diese würden «vermeint-
lich effiziente Logistikkonzepte»
entwerfen, die sich als «Schein-
lösungen» entpuppten. (mju.)

Seite33

Warum
überzeugen uns
Emmentaler
Bauernhäuser?
Weil wir spüren:
Das war intelligent,
weil es so einfach
war.

Jacques Herzog, Stararchitekt,
über das Geheimnis baulicher
Schönheit. Seite 62 Seite 27

500Millionen Dollar: So viel Ka-
pital hat diese Woche ein deut-
sches Jungunternehmen erhal-
ten, das auf künstliche Intelligenz
(KI) spezialisiert ist. Es entwickelt
ein alternatives Modell zu Chat-
GPT. Auch Elon Musk ist vor kur-
zemmit der KI Grok an den Start
gegangen.

In der Schweiz dagegen ge-
schieht vordergründignichts. Ver-
passenwir einewichtige Entwick-
lung?Nein, sagtThiloStadelmann,
Professor an der Hochschule
ZHAW.ErbezeichnetdieFinanzie-
rung von immer neuenKI-Model-
len als «aktive Geldvernichtung».
DerMehrwertdurchdenBaueines

neuenModells sei «extrem klein»,
das findet auch der KI-Unterneh-
mer Pascal Kaufmann.

Experten sehen die Schweiz
auch ohne eigene Chat-GPT-
Alternative als sehr gut positio-
niert. In Zukunft werde man mit
KI-Anwendungenmehr Geld ver-
dienen als mit denModellen, die
ihnen zugrunde lägen. Die Anzie-
hungskraft der Schweiz hat sich
gerade diese Woche gezeigt: Die
bekannte Roboterfirma Boston
Dynamics hat sich für Zürich als
Standort für ihr KI-Forschungs-
zentrum entschieden. (stä.)
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Macht Ignoranz

glücklich?

In der Liebe, im Büro, beim Arzt
und in Bezug auf dieWeltlage:

Etwas ganz bewusst nicht wissen
zu wollen, kann auch ratsam sein, sagt

dieWissenschaft
Seite 53

Private Päckli-
Botenschlagen
Alarm

Die Schweiz wird zum
heimlichen KI-Hotspot

Diana für immer.
Warumsieauch
die finaleStaffel
von «TheCrown»
überlebenwird
Seite 61

TI
M
G
RA

H
A
M
/P

H
O
TO

LI
B
RA

RY
/G

ET
TY

WiederVater,
sodieTochter:
Die faszinierende
Zielstrebigkeit
derMagdalena
Martullo-Blocher
Seite 20

EinGüggeli, das
nieHuhnwar–
wie schmeckt
Laborfleisch?Ein
Testessen
Seite 55
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Doch, es gibt eine Lösung für den Nahostkonflikt Seite 5
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ANNAHMESCHLUSSZEITEN
 
Feiertage Ausgabe Keine Ausgabe Annahmeschluss

Ostern Freitag 29. März x
Samstag 30. März Mittwoch 27. März 09.00 Uhr
Sonntag 31. März Mittwoch 27. März 09.00 Uhr
Montag 01. April x
Dienstag 02. April Mittwoch 27. März 14.00 Uhr
Mittwoch 03. April Donnerstag 28. März 09.00 Uhr

Sechseläuten, 15. April Montag 15. April Donnerstag 11. April 14.00 Uhr

1. Mai Mittwoch 01. Mai x
Donnerstag 02. Mai Dienstag 30. April 14.00 Uhr
Freitag 03. Mai Dienstag 30. April 14.00 Uhr

Auffahrt Donnerstag 09. Mai x
Freitag 10. Mai Dienstag 07. Mai 14.00 Uhr
Samstag 11. Mai Dienstag 07. Mai 14.00 Uhr
Sonntag 12. Mai Dienstag 07. Mai 14.00 Uhr
Montag 13. Mai Dienstag 07. Mai 14.00 Uhr

Pfingsten Sonntag 19. Mai Donnerstag 16. Mai 14.00 Uhr
Montag 20. Mai x
Dienstag 21. Mai Donnerstag 16. Mai 14.00 Uhr

1. August Donnerstag 01. August x
Freitag 02. August Dienstag 30. Juli 14.00 Uhr
Samstag 03. August Mittwoch 31. Juli 14.00 Uhr
Sonntag 04. August Mittwoch 31. Juli 14.00 Uhr
Montag 05. August Mittwoch 31. Juli 14.00 Uhr

Knabenschiessen, 09. September Mittwoch 11. September Montag 09. September 09.00 Uhr

Weihnachten/Neujahr Dienstag 24. Dezember Freitag 20. Dezember 14.00 Uhr
Mittwoch 25. Dezember x
Donnerstag 26. Dezember x
Freitag 27. Dezember Montag 23. Dezember 14.00 Uhr
Samstag 28. Dezember Montag 23. Dezember 14.00 Uhr
Sonntag 29. Dezember Montag 23. Dezember 14.00 Uhr
Montag 30. Dezember Montag 23. Dezember 14.00 Uhr
Dienstag 31. Dezember Dienstag 24. Dezember 09.00 Uhr
Mittwoch 01. Januar 2025 x
Donnerstag 02. Januar 2025 x
Freitag 03. Januar 2025 Montag 30. Dezember 14.00 Uhr
Samstag 04. Januar 2025 Montag 30. Dezember 14.00 Uhr
Sonntag 05. Januar 2025 Montag 30. Dezember 14.00 Uhr
Montag 06. Januar 2025 Montag 30. Dezember 14.00 Uhr
Dienstag 07. Januar 2025 Dienstag 31. Dezember 09.00 Uhr
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contact@nzzone.ch

Anzeigen International 
NZZone
Neue Zürcher Zeitung AG
Falkenstrasse 11
8021 Zürich

Telefon +41 44 258 12 63 
contact@nzzone.ch

KONTAKT

www.nzzone.ch

Alle Preise in Schweizerfranken, brutto, exkl. 8.1% MWSt. Im Weiteren 
gelten die Insertionsbestimmungen des Gesamttarifs der NZZone 
sowie die Allgemeinen Geschäftsbedingungen unter www.nzzone.ch.


